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Kontinuität und Intensivierung des 
Autoritarismus



Reaktion: Verschärfungen, um Wiederholung 
von 2015 zu verhindern

• 21 Gesetzesnovellierungen in 10 Jahren: 
großteils Verschärfungen (allein im AsylG)

• Pullfaktor-Erzählung: Keine Integrations-
maßnahmen vor Statuszuerkennung

• Abnahme Bargeld
• Wohnsitzauflage
• Rückkehrberatungszentren
• „Obergrenze“
• Schnellverfahren



Kampf um Deutungshoheit

• Entmenschlichung 
durch Sprache: Lawine, 
Tsunami, Welle, Strom

Empathieverlust

Abstreifung von   
Verantwortung



Diskussion wie eine Partie Taubenschach

• Jeder hat eine Meinung

• Thema omnipräsent in 
Medien

• Wenige Daten

• Dankbares Thema: 
Sündenbock, externer Feind

• Emotion



• Anfang ´24: Diskussion in 
Deutschland

Situation in Österreich:
• Bund: Sachleistungen
• Länder: 9 Regelungen
• Gesetz sieht keine bestimmte 

Auszahlungsart vor
• Für Umstellung: Keine 

Gesetzesänderung notwendig

Beispiel 1: Bezahlkarte (I)



• Einsparung im Grundversorgungssystem

• Lenkungseffekt: Verhinderung von Überweisungen ins 
Herkunftsland und Schlepper

• Sach- statt Geldleistung

• „Pulleffekte“ verhindern / „möglichst unattraktiv“ (NÖ)

Bezahlkarte (II)
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Bezahlkarte (III): „Nur für Asylwerber:innen“



Taschengeld € 40,-/Monat

Verpflegungsgeld € 5,50 - € 7,50/Tag

Freizeitgeld € 10,-/Monat

Individuelle 

Leistungen

 Bekleidungsgeld € 150,-/Jahr

 Schulgeld € 200,-/Schuljahr

 Medizinische Leistungen

Finanzielle Leistungen – organisierte Unterbringung
• Monatlicher Betrag: zwischen 180-

250 Euro (bundeslandabhängig)

• Doppelsystem: Ukrainer:innen

• Kein einheitliches System: 
Pilotprojekt OÖ (mit Bund), Pluxee
(Sodexo)-Karte NÖ

• Bundesweite Ausschreibung: Keine 
Beteiligung Wien und NÖ

Bezahlkarte (IV): Leistungen



Susanne Raab, Kurier, 10.2.24

Parlamentarische Anfrage:
Welche Evidenz gibt es für Missbrauch (zB Überweisung der Grundversorgung ins Herkunftsland)?

Beim ÖIF stehen insbesondere Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter (…) laufend im persönlichen 
Austausch mit Asylberechtigten oder subsidiär Schutzberechtigten ohne Aufzeichnungen über deren
Unterbringungsart zu führen. Zwar ist das Thema Auslandsüberweisungen nicht im Curriculum der 
Werte- und Orientierungskurse verankert, allerdings ist es den Teilnehmenden unbenommen, dieses 
Thema von selbst aufzubringen und es wird wie Trainerinnen und Trainer der Werte- und 
Orientierungskurse berichten häufig von einigen Kursteilnehmenden selbst angefragt: Dabei wird 
insbesondere die Unterstützung für nahestehende im Herkunftsland zurückgebliebene Personen 
thematisiert.

Bezahlkarte (V): Keine Evidenz



Digitalisierung grundsätzlich sinnvoll, aber:

- Einführung Doppelsystem (Mehraufwand und Mehrkosten)

- Kein bundesweites System

- Mehrkosten durch Kosten für Anbieter

- Untauglich um gewünschten Lenkungseffekt zu erzielen

- Schikanen für Betroffene

Bezahlkarte (VI): Was bleibt?



Beispiel 2: Afghanische Frauen (I)

• Vorabentscheidungsverfahren Europäischer Gerichtshof

• 2 Fragen: 
• Maßnahmen der Taliban gegen Frauen: Verfolgungshandlung?

• Verfolgung aufgrund von Geschlecht: Einzelfallprüfung notwendig?

• Mediale Diskussion:



Afghanische Frauen (II)

• EuGH: Bestätigung Praxis 
von Schweden, Dänemark 
und Finnland

• Kein „Pulleffekt“ erkennbar

• Delegitimierung Gerichte

• Keine Verantwortungs-
übernahme für Fehler



Afghanische Frauen (III)
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Frauen aus Afghanistan: Asylanträge in Österreich • Anstieg von Anträgen 
nach EuGH-Erkenntnis in 
Österreich

• Von 100 auf 200 Anträge 
pro Monat

• Afghanistan: 20 Mio
Frauen

• Seit 2021: ca 25.000 
Anträge von 
afghanischen Frauen in 
der EU



Afghanische Frauen (IV)
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Frauen aus Afghanistan: Erst- und Folgeanträge

Erstanträge Folgeanträge

• Tatsächlich: Anstieg 
von Folgeanträgen, 
nicht Erstanträgen

• Frauen, denen der 
„richtige“ Schutz 
vorenthalten wurde

• Fehler der 
österreichischen 
Behörden und 
Gerichte



Afghanische Frauen (V)

• Keine Änderung Praxis

• In Österreich 100% Schutzquote seit 2021



Beispiel 3: Familienzusammenführung (I)

• Einziger regulärer Fluchtweg – grundsätzlich gut steuerbar

• Maßgeblicher Faktor bei Integration

• Hausgemachtes Problem der Behörden:

• Viele Asylanträge im Jahr 2022

• Priorisierung „nichtaussichtsreiche Fälle“

• Verstärkte Abarbeitung von Syrer:innen im Jahr 2023

• Folge: Viele Anträge auf Familienzusammenführung



Familienzusammenführung (II)



Familienzusammenführung (III)

• Aushebelung des EU-Rechts über Notstandsklausel

• Feststellung der „Gefährdung der Aufrechterhaltung der öffentlichen 
Ordnung und des Schutzes der inneren Sicherheit“

• Argumentation des Innenministeriums:
• Gesamtstaatliche Notlage

• Hoher Anteil Kinder nicht-deutscher Alltagssprache und außerordentlicher 
Schüler:innen

• Geringerer Bildungserfolg

• Anteil Personen mit geringerem Bildungserfolg stärker repräsentiert in 
Kriminalitätsstatistik



Familienzusammenführung (IV)

• 615.000 
Pflichtschüler:innen

• 8% ao Schüler:innen
(bundesweit)

• „nicht-deutsche 
Alltagssprache“ 
umstrittene Erhebung mit 
geringer Aussagekraft 
(Beispiel Döbling)



• Keine gemeinsame Grundlage für Diskussion: 
Unfähigkeit, Sachverhalt festzustellen

• Aber: Diskussion über Bewertung und Maßnahmen

Kein gemeinsamer Diskurs

Im Ergebnis:

Diskurszerstörung und 
keine Grundlage für 
lösungsorientierte 
politische Diskussion 
umsetzbarer Vorschläge



• Versuchslabor Asylbereich

• Starke Eingriffsintensität in allen Lebensbereichen
• Reglementierung der Einkaufsmöglichkeiten

• Arbeitspflicht/Arbeitsverbot

• Familienleben

• Normalisierung des Notstands zur Aushebelung von Grundrechten
• Sinkende Relevanz von evidenzbasiertem Handeln

• Dichotomie verdeckt Probleme und alternative Lösungsmöglichkeiten

Fazit



Vielen Dank 
für 

die Aufmerksamkeit!



Das „Stadtbild“

• Aussage von Friedrich Merz

• Exegese Jens Spahn: „Folgen der irregulären Migration“

• Christian Stocker: Aussage von Merz, dass Migranten ohne 
Aufenthaltsberechtigung im Stadtbild stören würden, „eine 
Beschreibung der Wirklichkeit“.



„Das Stadtbild“ I
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„Das Stadtbild“ II

„
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„Das Stadtbild“ III
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Ausblick (I)

Christian Stocker, Standard, 10.01.2025

• Umgehung politischer Debatte
• Behauptung des Vorliegens von Voraussetzung für Anwendung von 

Notfallklauseln 
• Aussetzung von Grundrechten



Ausblick (II)



Ausblick (III)

• Normalisierung der Krise: Handlungsdruck

• Rechtfertigung für Notstandsmaßnahmen

• Selbsterfüllende Prophezeiung: „Seht her, es funktioniert 
nicht!“

• Sand im Getriebe


